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Einreise Am Montag treten neue
Einreisebestimmungen für Per-
sonen aus Kosovo und aus Nord-
mazedonien in Kraft. Ungeimpf-
te Bürgerinnen und Bürger aus
diesen Ländern dürfen dann nur
noch inSituationen«deräussers-
tenNotwendigkeit» indieSchweiz
einreisen,wie die Schweizer Bot-
schaft in Kosovo in einem Face-
book-Post schreibt. Für solche
Fälle gilt dieHärtefallregelungdes
Staatssekretariats für Migration
(SEM) und des Bundesamts für
Gesundheit (BAG).

RechtlicheGrundlage dafür ist
die Covid-19-Verordnung,wie das
SEM auf Anfrage bestätigt. Ab
dem 19. September stehen zudem
der Libanon, Israel, die USA und
Montenegro auf der Risikoliste
des SEM.«Die Einreisebeschrän-
kungen betreffen nur nicht ge-
impfte Personen, die zum Tou-
rismus einreisen», so ein Spre-
cher. Inhaltlich orientiere sich die
Schweiz dabei wie üblich an den
Empfehlungen der EU. (jbu)

Einschränkung für
Kosovarinnen und
Nordmazedonier

Corona Nach dem Entscheid des
Bundesrats, die Covid-Zertifi-
katspflicht auszuweiten, emp-
fiehlt die Dachorganisation der
Schweizer Hochschulen Swiss-
universities denHochschulendie
AnwendungeinersolchenPflicht.
Die Kontrolle der Zertifikate solle
angemessen und verhältnismäs-
sig erfolgen, beispielsweise mit
Stichproben, schriebderVorstand
von Swissuniversities gestern in
einer Stellungnahme. Es bleibe
das Ziel der Hochschulen, den
Studierenden und den Hoch-
schulangehörigen die bestmögli-
chen Strukturen zu bieten.

DerBundesrat hat es den Kan-
tonen undHochschulen überlas-
sen, ob sie fürden Studienbetrieb
auf Bachelor- und Masterstufe
eine Zertifikatspflicht einführen.
Wenn sie dies tun, entfallen die
Maskenpflicht und die Beschrän-
kung derBelegung auf zwei Drit-
tel.An denmeistenHochschulen
beginnt das nächste Semester am
Montag in einerWoche. (sda)

Swissuniversities
empfiehlt die
Zertifikatspflicht

Erdbeben Die Schweiz hat den
Soforteinsatz in Haiti nach dem
Erdbeben vom 14. August been-
det.GemässAngabendes Schwei-
zerischen Korps für Humanitäre
Hilfe (SKH) kam die Nothilfe
20'000 Menschen zugute.

DasEinsatzteamhabeetwada-
bei geholfen,dieTrinkwasserver-
sorgung wieder aufzubauen. In
mehrerenOrtschaften seienWas-
sertanks aufgestellt worden, wie
das EDAmitteilt. Ingenieure hät-
ten zudemdie Schädenanöffent-
lichenGebäudenwieSchulenund
Kirchenuntersucht,ummögliche
Einsturzrisiken zu eruieren.

Die Schweiz hat vierMillionen
Franken fürdieHilfsaktionbereit-
gestellt. Eine Million wurde als
Soforthilfe und drei Millionen
wurden fürdieAnpassung laufen-
der Deza-Programme eingesetzt.
Zusätzlich zu den Expertinnen
und Experten des SKH habe die
Botschaft in Port-au-Prince ihr
lokales Personal mobilisiert. Ins-
gesamt seien so rund 20 Perso-
nen im Einsatz gewesen. (sda)

Soforteinsatz in
Haiti ist beendet

Charlotte Walser

Dasselbe Auto, derselbe Fahrer,
ein ganz anderer Preis: Als Tug-
hanTelatar imvergangenen Jahr
eingebürgert wurde, bezahlte er
auf einen Schlag 30 Prozentwe-
niger für seineAutoversicherung.
Vorherwaren es rund 1000 Fran-
ken im Jahr, jetzt sind es noch
700 Franken. «Natürlich bin ich
froh, dass ich weniger bezahlen
muss», sagt Telatar, der als Pro-
jektleiter in einemTechnologie-
unternehmen arbeitet. «Aber all
die Jahre vorher… Ich habe 14 Jah-
re lang mehr bezahlt. Nur weil
ich einen türkischen Pass hatte.»

14-mal rund 300 Franken:
Mehr als 4000 Franken hat den
45-jährigen Vater zweier Kin-
der seine Nationalität bei der
Autoversicherung gekostet. «Wa-
rum?», fragt Telatar. «Ich hatte
noch nie einen Unfall, keinen
Schaden,nichts.» Überraschtwar
er aber nicht, als die Versiche-
rung plötzlich billiger war. «Ich
wusste das. Alle Ausländer wis-
sen es, aberman kann nichts tun.
Ich finde das unfair.»

Eine Debatte darüber gab es
schon vor 15 Jahren, dann ver-
schwand das Thema aus der Öf-
fentlichkeit.Die höherenPrämien
für Ausländerinnen und Auslän-
der blieben. Nun starten die SP-
Migrant:innen, eine Plattform für
MenschenmitMigrationshinter-
grund innerhalb der SP, einen
neuenVersuch,dasThemaauf die
politische Agenda zu bringen.

Arber Bullakaj, Geschäftslei-
tungsmitglied derSP-Migrant:in-

nen, kennt das Problem aus
eigener Erfahrung. Er musste
nach seiner Einbürgerung sogar
800 Franken weniger bezahlen.
«Als hätte mich mein Schweizer
Pass in einen anderenMenschen
verwandelt.»

Statistische Begründung
Gemäss einerUntersuchung des
Onlinevergleichsdienstes Com-
paris aus diesem Jahr bezahlen
Ausländerinnen und Ausländer
bis zu 80 Prozent höhere Prä-
mien. Kosovaren trifft es am
härtesten: Sie bezahlen für eine
Vollkaskoversicherung durch-
schnittlich über 60 Prozent hö-
here Prämien als Schweizer. Al-
baner, Serben und Türken sind
ähnlich stark betroffen. Portu-
giesen zahlen im Schnitt knapp
ein Viertel mehr als Schweizer.

Ist so etwas zulässig? Die Eid-
genössische Kommission gegen
Rassismus hat schon 2005 kriti-
siert, es handle sichumDiskrimi-
nierung. Der Bund sieht das an-
ders:DasBundesamt für Justizhat
in einemGutachten festgehalten,
Preisunterschiede aufgrund der
Nationalität stellten weder eine
VerletzungdesRechtsgleichheits-
gebotes noch eine unerlaubte
Diskriminierung dar, sofern sie
sich statistischbegründen liessen.

Mit anderen Worten: Lässt
sich belegen, dass Personen aus
Finnland häufigerverunfallen als
Personen aus Schweden, ist zu
rechtfertigen, dass Finnen hö-
here Versicherungsprämien be-
zahlen müssen. So argumentie-
ren auch die Versicherer.

Für Kurt Pärli, Professor für so-
ziales Privatrecht an der Uni-
versität Basel, ist die Sache nicht
ganz so einfach. Im Rahmen ei-
ner Untersuchung hat er fest-
gestellt, dass die Versicherer
Töpfe bilden, in denen sie ver-
schiedene Nationalitäten zu ei-
ner Risikokategorie zusammen-
fassen. Auffallend ist, dass die

Versicherer unterschiedliche
Einteilungen vornehmen.

So zählen manche Peruane-
rinnen und Peruaner zur riskan-
testen Gruppe, während andere
in ihnen ein geringes Risiko se-
hen. Es gibt auch Versicherer,
welche die Nationalitäten in le-
diglich drei verschiedeneKatego-
rien einteilen: «Schweiz»,«Nord-
europa» und «Rest derWelt».

Kurt Pärli hält es für fraglich,
dass die Versicherer für jede Na-
tionalität über aussagekräftige
Statistiken verfügen. Aus seiner
Sicht wäre es daher wichtig, sie
zur Offenlegung der versiche-
rungsmathematischen Grund-
lagen zu verpflichten, sodass
die statistische Zuordnung
einfacher auf allfällige Diskri-

minierungen überprüft werden
könnte.

Einzelner haftet für Gruppe
Doch selbst wenn die Prämien-
unterschiede auf soliden Unfall-
statistiken beruhen, hält Pärli sie
für problematisch. Er spricht von
statistischer Diskriminierung.
Trifft es statistisch zu, dassMän-
ner aus Kosovo für die Versiche-
rung ein insgesamt höheres Ri-
siko darstellen,muss dies für eine
einzelne Person noch lange nicht
zutreffen: Diese kann eine über-
aus vorsichtige Fahrerin sein.

DasBonus-Malus-System füh-
re immerhin dazu, dass die Dis-
kriminierung nach und nach
durch eine unfallfreie Fahrweise
korrigiert werden könne, räumt
Pärli ein. Fürdie Einstiegsprämie
sollten aberVerfahren entwickelt
werden, die andere Risikokate-
gorien ermöglichten, die von der
Nationalität und anderen Dis-
kriminierungsmerkmalen un-
abhängig seien. Die Prämien-
unterschiede nach Nationalität
hält derExperte nicht zuletzt des-
halb für problematisch, weil sie
Vorurteile verstärken können.

InderBundesverfassung steht:
«Niemanddarf diskriminiertwer-
den, namentlich nicht wegen der
Herkunft (…).» Versicherer kön-
nen sich jedochauf einenanderen
Verfassungsgrundsatz berufen:
dieWirtschaftsfreiheit, zuwelcher
die Vertragsfreiheit gehört. Das
heisst: Versicherer können frei
über ihre Prämiengestaltung be-
stimmen. Und gehören Generali-
sierungen und Ungleichbehand-

lungen aufgrund statistischer
Zuordnungennicht zwangsläufig
zumVersicherungsgeschäft?

Kurt Pärli verneint: «Solche
Ungleichbehandlungen müssen
nicht als naturgegeben hinge-
nommen werden. Ob sie zuläs-
sig sind oder nicht, ist ein Ent-
scheid der Gesetzgeber und der
Gerichte. Die Vertragsfreiheit
kann eingeschränkt werden.»

Politisch so gewollt
Das Parlament hätte bei der Re-
vision des Versicherungsver-
tragsgesetzes vor kurzem eine
Gelegenheit gehabt fürKorrektu-
ren. Ein Antrag für eine Trans-
parenzpflicht über die versiche-
rungsmathematischen Grund-
lagen scheiterte jedoch in der
vorberatendenKommission,Dis-
kriminierungsverbote standen
gar nicht erst zur Diskussion.

DerVertragsfreiheit komme in
derSchweiz einhoherStellenwert
zu, sagt Pärli. «Es herrscht die
Meinungvor, dassmandiskrimi-
nieren darf.» In der EU ist das
anders. EU-Ländermüssen auch
im Privatrecht den Diskriminie-
rungsschutz gewährleisten.Das-
selbe gilt fürdieGeschlechter: Der
EuropäischeGerichtshof hat eine
EU-Richtlinie, die Mitgliedsstaa-
ten unterschiedliche Versiche-
rungsprämien für Frauen und
Männererlaubt hätte, alsVerstoss
gegen den Grundsatz der Ge-
schlechtergleichheit qualifiziert.
In der Schweiz entfaltet das Ur-
teil keine Wirkung, sodass die
Versicherer Männer und Frauen
ungleich behandeln dürfen.

Nachder Einbürgerung sankdie Prämie
Umstrittene Preispolitik Ausländer bezahlen in der Schweiz bis zu 80 Prozent mehr für die Autoversicherung –
auch wenn sie noch nie einen Unfall hatten. Experten halten das für fragwürdig, die SP will handeln.

«Es herrscht die
Meinung vor, dass
mandiskriminieren
darf.»
Kurt Pärli
Rechtsprofessor Universität Basel


